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Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister der Finanzen und dem Herrn Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten wie folgt: 


1. Wie hoch ist die Zahl der gegen Krankheit versicherten Land- 
wirte in der Bundesrepublik Deutschland, aufgegliedert nach 

a) Landwirten, die z. Z. eine hauptberufliche landwirtschaft- 
liche Tätigkeit ausüben, 

b) Familienangehörigen des zu a) genannten Personenkreises 
(Ehegatten und mit Arbeitsvertrag beschäftigten Kindern), 

c) nach Altersgeldberechtigten nach dem Gesetz über eine 
Altershilfe für Landwirte? 


Zu a) 

Nach den Ergebnissen des Mikrozensus April 1969 waren im 
Jahre 1969 rd. 745000 Selbständige hauptberuflich in der Land- 
und Forstwirtschaft, in Tierhaltung und Fischerei tätig (ohne 
Sozialrentner). Davon waren rd. 665 000 (89,2 v. H.) gegen 
Krankheit versichert (einschließlich Teil Versicherungen bei der 
privaten Krankenversicherung). 

Zu b) 

Die Gesamtzahl der Familienangehörigen der Selbständigen, 
die hauptberuflich in der Land- und Forstwirtschaft, in Tierhal- 
tung und Fischerei tätig sind, lag im Jahre 1969 schätzungsweise 
bei 1,4 Millionen Personen (ohne Altersgeldempfänger). 

Angaben über den Krankenversicherungsschutz dieses Per- 
sonenkreises liegen nicht vor. Bekannt ist allerdings, daß von 
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den rd. 220 000 männlichen mitarbeitenden Familienangehörigen 
(ohne Sozialrentner) rd. 180 000 (= 81,4 v. H.) krankenversichert 
waren. Bei den übrigen Familienangehörigen dürfte der Kran- 
kenversicherungsschutz wie bei den Selbständigen sein. 

Zu c) 

Am 30. September 1970 gab es 537 333 Altersgeldberechtigte. 
Davon waren rd. 175 000 in der Krankenversicherung der Rent- 
ner versichert oder auf Grund einer außerlandwirtschaftlichen 
Arbeitnehmertätigkeit pflichtversichert. 

Von den übrigen 360 000 sind nach Schätzungen der Bundes- 
regierung rd. 60 V. H. in der gesetzlichen oder privaten Kranken- 
versicherung versichert (einschließlich Teilversicherungen in der 
privaten Krankenversicherung). 


2. Wie hoch ist der prozentuale Anteil der unter 1. a) bis c) ge- 
nannten Personen und Personenkreise an der Gesamtzahl der 
Landwirte und an der Zahl der einzelnen Gruppen (a bis c)? 


Die Beantwortung dieser Frage ergibt sich aus den Angaben 
zu Frage 1. 


3. Wie stellen sich die absoluten und prozentualen Zahlen der 
Antworten der Fragen 1 und 2 in den einzelnen Bundesländern? 

Nach den Ergebnissen des Mikrozensus April 1969 ergibt sich 
bei den Selbständigen, die hauptberuflich in Land- und Forst- 
wirtschaft, Tierhaltung und Fischerei tätig sind, in den ein- 
zelnen Bundesländern folgendes: 


Bundesland 

Selbständige ^) 
in 1000 

Selbständige 
mit Krankenschutz 
(in V. H.) 

Baden- W ürttemberg 

116,4 

93,1 V. H. 

Bayern 

228,6 

83,8 v.H. 

Hessen 

42,4 

96,2 v.H. 

Niedersachsen 

129,0 

91,4 v.H. 

Nordrhein- Westfalen 

107,0 

91,7 v.H. 

Rheinland-Pfalz 

71,2 

82,6 V. H. 

Schleswig-Holstein 

39,6 

97,3 V. H. 


1) ohne Sozialrentner 

In den Bundesländern Berlin, Bremen, Hamburg und Saarland 
läßt die zu geringe Gesamtzahl keine Angaben über den Kran- 
kenversicherungsschutz zu. 

Für die Familienangehörigen und die Altersgeldempfänger lie- 
gen keine Angaben vor. 
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4. Bei welchen Versicherungsunternehmen oder Krankenkassen 
{Ortskrankenkassen, Landkrankenkassen, sonstige Kranken- 
kassen) sind die in Frage 1 aufyezähiten Personen gegen 
Krankheit versichert, und wie hoch ist der Anteil, der auf die 
einzelnen Krankenkassen entfällt? 

Von den rd. 745 000 Selbständigen, die hauptberuflich in der 
Land- und Forstwirtschaft, Tierhaltung und Fischerei tätig 
waren, waren nach dem Mikrozensus April 1969 57,3 v. H. in 
der gesetzlichen Krankenversicherung versichert und 31,9 v. H. 
in der privaten Krankenversicherung. Für die Familienangehö- 
rigen liegen keine Angaben vor. Nach den Ergebnissen einer 
Untersuchung der Agrarsozialen Gesellschaft aus dem Jahre 
1966 waren 39,2 v. H. der Altersgeldempfänger in der gesetz- 
lichen Krankenversicherung versichert (einschließlich Mitglieder 
der Krankenversicherung der Rentner) und 29,8 v. H. in der 
privaten Krankenversicherung. 

Nach Schätzungen der Bundesregierung sind insgesamt ungefähr 
500 000 selbständige Landwirte, mitarbeitende Familienangehö- 
rige und Altenteiler freiwillige Mitglieder der gesetzlichen 
Krankenversicherung. 

Davon sind rd. 190 000 in den Landkrankenkassen versichert, 
rd. 20 000 in der Gärtnerkrankenkasse (Ersatzkasse) und rd. 
290 000 in den übrigen gesetzlichen Krankenkassen, und zwar 
insbesondere in den Ortskrankenkassen. 


5. Wie ist die Verteilung der Versicherten auf die einzelnen 
Krankenkassen nach Bundesländern? 

In den fünf Bundesländern, in denen Landkrankenkassen be- 
stehen, sind die selbständigen Landwirte, mitarbeitende Fami- 
lienangehörige und Altenteiler fast ausschließlich bei den 
Landkrankenkassen versichert. In den übrigen Gebieten sind sie 
überwiegend bei den Ortskrankenkassen versichert. Das Orga- 
nisationsgebiet der Gärtnerkrankenkasse ist bundesweit. 


6. a) Aus welchem Jahre stammt die Untersuchung der Agrar- 
sozialen Gesellschaft über den Krankenversicherungsschutz 
der Landwirte, und ist sie nicht als veraltet anzusehen? 

b) Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die Erhebung der 
Agrarsozialen Gesellschaft über den Krankenversicherungs- 
schutz der Landwirte einer exakten statistisch-methodischen 
Überprüfung hinsichtlich ihres Aussagewertes standhält? 


Die Untersuchung der Agrarsozialen Gesellschaft über den 
Krankenversicherungsschutz der Landwirte wurde im Jahre 1966 
durchgeführt. Es ist im allgemeinen nicht mehr erforderlich, auf 
dieses Zahlenmaterial zurückzugreifen, da mit den Ergebnissen 
des Mikrozensus 1969 aktuelleres und umfassendes Zahlen- 
material vorliegt. 
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7. Kann die Bundesregierung neuere Ergebnisse bekanntgeben, 
die Aufschluß über den Gesundheitszustand der landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung geben, und wie verhält sich der Gesund- 
heitszustand der landwirtschaftlichen Bevölkerung zu dem der 
übrigen Bevölkerung? 


Im Jahre 1963 haben Kötter und van Deenen Untersuchungen 
der landwirtschaftlichen Bevölkerung aus zwei Kreisen sowie 
der gewerblichen Bevölkerung aus einem Kreis und einer Stadt 
ausgewertet („Gesundheitszustand in der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung'', Stuttgart 1963). 

Nach dieser Auswertung wird der Gesundheitszustand durch 
ein Gesundheitsgefälle von der städtischen zur ländlichen und 
noch eindeutiger von der gewerblichen zur landwirtschaftlichen 
Bevölkerung geprägt. Bei sonst gleichen Voraussetzungen ist 
die landwirtschaftliche Bevölkerung immer weniger gesund als 
die gewerbliche und die ländliche immer weniger als die städti- 
sche. Jüngere landwirtschaftliche Bevölkerungsteile sind durch- 
schnittlich häufiger geschädigt als ältere gewerbliche Bevölke- 
rungsschichten. 

Die Ansicht, daß auf keinen Fall von einem besseren Gesund- 
heitszustand auf dem Land gesprochen werden könne, wird auch 
in einem kürzlich erschienenen wissenschaftlichen Beitrag von 
Dr. Jurda geteilt (vgl. S. 199 ff. des vom Bayerischen Staats- 
ministerium für Arbeit und soziale Fürsorge herausgegebenen 
Werkes: „Krankheit - Medizin - Soziale Sicherung im Wandel"; 
Bearbeiter Dr. Eckingk, München 1970). Der Verfasser berichtet 
über die von der Landwirtschaftlichen Alterskasse Schwaben in 
den Jahren 1966 bis 1969 durchgeführten Heilverfahren. Er weist 
darauf hin, daß der Arbeitskräftemangel die bäuerliche Bevöl- 
kerung dazu ‘ verleitet, Kinder schon im frühesten Alter zu 
schweren körperlichen Arbeiten heranzuziehen und den eigenen 
Körper bis zum Raubbau an der Gesundheit zu überfordern. 

Im Hinblick auf die durchgeführten Heilverfahren kommt Jurda 
zu dem Ergebnis, daß die weitaus überwiegende Zahl der Kur- 
patienten nicht ausreichend vorbehandelt war. Dabei nahm der 
Prozentsatz der nicht ausreichend Vorbehandelten mit der Ab- 
nahme des Krankenversicherungsschutzes zu, während der Pro- 
zentsatz der ausreichend Vorbehandelten anstieg, wenn der 
Versicherungsschutz größer wurde. 

Bei den landwirtschaftlichen Alterskassen ist die Zahl der An- 
träge auf Gewährung der ergänzenden Heilbehandlungsmaß- 
nahmen von 2725 im Jahre 1966 auf 42 238 im Jahr 1969 sprung- 
haft angestiegen. Für das Geschäftsjahr 1970 werden über 
60 000 Anträge erwartet. Hieraus ergibt sich, daß allein auf den 
genannten Gebieten ein starker Nachholbedarf bei der land- 
wirtschaftlichen Bevölkerung besteht. 
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Erfahrungen über den Gesundheitszustand der landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung gewinnen können. Hiernach sind sowohl bei 
älteren als auch bei jüngeren Landwirten - wie bei der übrigen 
Bevölkerung - drei medizinische Fallgruppen vorherrschend, 
und zwar Herz- und Kreislauferkrankungen, Schäden am Be- 
wegungs- und Stützapparat und Erkrankungen der Atmungs- 
prgane. Bei jüngeren Landwirten sind jedoch im Gegensatz zur 
übrigen Bevölkerung die Erkrankungen und Schäden des Be- 
wegungs- und Stützapparates besonders häufig. 


8. Kann die Bundesregierung angeben, welche Gründe den 
Arbeitskreis veranlaßt haben zu behaupten, die Landwirte 
bedürften eines ausreichenden Versicherungsschutzes auf soli- 
darischer Grundlage, und was ist im einzelnen im Zeichen des 
Strukturwandels heute und in Zukunft darunter zu verstehen? 


Der Arbeitskreis ist davon ausgegangen, daß der Einkommens- 
zuwachs der Landwirte geringer ist als der der übrigen berufs- 
tätigen Bevölkerung und daß das wirtschaftliche Risiko der 
Krankheitsheilung auch in der Landwirtschaft aus dem Erwerbs- 
einkommen des einzelnen ohne Versicherung nicht mehr zu 
tragen ist. Infolge des Trends zum Familienbetrieb stellt eine 
Erkrankung des Betriebsunternehmers ein zunehmendes Risiko 
dar. Die Sicherung gegen die Risiken der Krankheitsheilung und 
des Ausfalls der Arbeitskraft des Betriebsunternehmers kann 
deshalb nach Meinung des Arbeitskreises den Landwirten nicht 
mehr selbst überlassen bleiben. Sie müssen in eine Solidar- 
gemeinschaft unabhängig von der Größe des Betriebes einbe- 
zogen werden. 

Der Arbeitskreis war daher der Ansicht, daß die Landwirte 
eines ausreichenden Versicherungsschutzes auf solidarischer 
Grundlage und der Hilfe des Staates bedürfen. 


9. Kann die Bundesregierung die Gründe nennen, die den 
Arbeitskreis ohne Begründung veranlaßt haben zu behaupten, 
daß die derzeitige Versicherungsberechtigung nach § 176 RVO 
nicht ausreicht, um einen umfassenden Versicherungsschutz 
für alle landwirtschaftlichen Familien aller Alters- und Be- 
triebsgrößenklassen zu ermöglichen? 


Nach allgemeiner Auffassung des Arbeitskreises und nach sorg- 
fältiger Prüfung dieser Frage haben die Landwirte von der 
bereits jetzt bestehenden Versicherungsberechtigung, der ge- 
setzlichen Krankenversiclierung nach § 176 Abs. 1 RVO frei- 
willig beizutretep, nicht im wünschenswerten Umfang Gebrauch 
gemacht. Es steht zu erwarten, daß auch eine weitere Öffnung 
der freiwilligen Versicherung für die erforderliche umfassende 
Sicherung der in der Landwirtschaft Tätigen nicht ausreichen 
würde, weil gerade diejenigen Landwirte, die den Versiche- 
rungsschutz am nötigsten haben, die ihnen gebotene Möglich- 
keit zum Beitritt aufgrund der besonderen Verhältnisse in der 
Landwirtschaft nicht wahrnehmen können. 
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10. Kann die Bundesregierung Angaben darüber machen, zu wel- 
chen Beiträgen welche Leistungen die freiwillig versicherten 
Landwirte in den Krankenversicherungen bisher erhalten 
haben? 

Soweit Landwirte bei einem gesetzlichen Träger der Kranken- 
versicherung freiwillig versichert sind, haben sie grundsätzlich 
Anspruch auf die Regelleistungen (Krankenhilfe, Mutterschafts- 
hilfe, Familienhilfe und Sterbegeld) und die durch die Satzung 
bestimmten Mehrleistungen der Kasse. Die einzelne Kasse kann 
jedoch die Leistungen für freiwillig Versicherte auf Kranken- 
pflege, auf Krankenhauspflege oder deren Ersatz beschränken. 
Der Leistungsumfang der freiwillig versicherten Landwirte 
richtet sich demnach nach dem Satzungsrecht der einzelnen 
Kasse. 

Im Durchschnitt betrugen die Beiträge der freiwillig versicher- 
ten selbständigen Landwirte im Jahre 1969 bei den Landkran- 
kenkassen 540,72 DM pro Jahr bzw. im Jahre 1970(1. und 2. Halb- 
jahr) 610,00 DM pro Jahr. Vergleichbare Angaben liegen für die 
Ortskrankenkassen in ländlichen Gebieten nicht vor. Der Durch- 
schnittsbeitrag aller Ortskrankenkassen für freiwillige Mit- 
glieder betrug im Jahre 1969 658,68 DM bzw. im Jahre 1970 
(1. und 2. Halbjahr) 774,60 DM pro Jahr. 


11. Wie wird das Verhältnis aus Beitrag und Leistungen in einer 
berufsständischen Krankenversicherung, wie sie der Arbeits- 
kreis vorgeschlagen hat, sich im Jahre 1971/1972 und 1980 
sowie in den Jahren danach verhalten? 


Nach den vorläufigen Berechnungen der Bundesregierung wird 
der Krankenversicherungsbeitrag in einer eigenständigen Kran- 
kenversicherung der Landwirte im Jahre 1972 voraussichtlich 
rd. 840,00 DM pro Jahr betragen. Nach 1972 werden sich die Bei- 
träge in der Krankenversicherung der Landwirte wie allgemein 
in der gesetzlichen Krankenversicherung entwickeln, da beson- 
dere Kostenfaktoren nach 1972 nicht zu erwarten sind (vgl. 
Beantwortung der Frage 17). 


12. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die finanziellen Aus- 
wirkungen der vom Arbeitskreis vorgeschlagenen Kranken- 
versicherungslösung für Landwirte 

a) bei den Landwirten, 

b) bei dem Versicherungsträger, 

c) für den Bund? 

Zu a) 

Die Beiträge der selbständigen Landwirte und mitarbeitenden 
Familienangehörigen werden voraussichtlich im Durchschnitt 
im Jahre 1972 um 840,00 DM pro Jahr betragen. 

Zu b) 

Die Gesamtaufwendungen der Krankenversicherung der Land- 
wirte werden im Jahre 1972 knapp über 1,0 Mrd. DM liegen 
(einschließlich Aufwendungen für Altenteiler). 
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Zu c) 

Nach dem Beschluß des Bundeskabinetts vom 22. Oktober 1970 
soll der Bund die Aufwendungen für Leistungen an Altenteiler 
und mitarbeitende Familienangehörige über 65 Jahre in Höhe 
von rd. 322 Millionen DM (1972) bzw. rd. 355 Millionen DM 
(1973) übernehmen. 


13. a) Wieviel landwirtschaftliche Betriebshelfer gibt es z. Z, in 
der Bundesrepublik Deutschland, und wie verteilen sie 
sich auf die einzelnen Bundesländer? 

b) Wie ist das Verhältnis der Zahl der Betriebshelfer zu den 
Landwirten, die sich längere Zeit zu einer stationären Be- 
handlung im Krankenhaus aufhalten? 

c) Ist für die Zukunft gewährleistet, daß ausreichend land- 
wirtschaftliche Betriebshelfer zur Verfügung stehen für die 
Fälle, in denen Landwirte sich in stationäre Behandlung 
in ein Krankenhaus begeben müssen? 


Zu a) 

Bei den landwirtschaftlichen Alterskassen waren im Jahre 1969 
77 Betriebshelfer fest angestellt. Darüber hinaus arbeiteten die 
Alterskassen mit etwa 100 Organisationen zusammen, die den 
Alterskassen Betriebshelfer oder Dorfhelferinnen zur Ver- 
fügung stellen. 


Die landwirtschaftlichen Alterskassen haben mit ihren und den 
bei den anderen Organisationen angestellten Ersatzkräften so- 
wie mit nebenberuflichen Ersatzkräften im Jahre 1969 insgesamt 
6627 Einsätze geleistet, die sich auf die Bundesländer wie folgt 
verteilten: 

Schleswig-Holstein, Hamburg 

619 

Niedersachsen, Bremen 

1881 

Nordrhein-Westfalen, Hessen' 
Rheinland-Pfalz 

1836 

Saarland 

27 

Baden- Württemberg 

546 

Bayern 

1 489 

von der Gartenbaualterskasse im Bundes- 
gebiet geleistete Einsätze 

229 


6 627 


Zu b) 

Die Antwort ergibt sich aus der Antwort zu c). 

Zu c) 

Der Beruf des landwirtschaftlichen Betriebshelfers ist noch neu. 
Die Erfahrungen der landwirtschaftlichen Alterskassen und Be- 
triebshelferkuratorien zeigen jedoch, daß gerade jüngere Land- 
wirte, die im Zeichen des Strukturwandels in der Landwirtschaft 
die Bewirtschaftung eigener Höfe aufgeben, Interesse für eine 
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Anstellung als hauptberuflicher Betriebshelfer bekunden. Es ist 
daher damit zu rechnen, daß in Zukunft in verstärktem Maße 
Betriebshelfer angestellt werden können. Hierbei ist zu berück- 
sichtigen, daß für ausscheidende Landwirte bei einer Anstellung 
als Betriebshelfer Umschulungsmaßnahmen und Ortswechsel 
entfallen. Einem zusätzlichen Bedarf kann durch den Einsatz 
nebenberuflicher Kräfte, die nur von Fall zu Fall eingesetzt 
werden, Rechnung getragen werden. 


14. Kann die Bundesregierung Angaben darüber machen, welche 
Gründe den Arbeitskreis dazu bewogen haben, die berufs- 
ständische Lösung als einzige mögliche Lösung zu befürwor- 
ten, und warum sind keine Alternativen mit eingehender 
Begründung aufgenommen worden? 

Die Mehrheit des Arbeitskreises sieht in der organisatorischen 
Verbindung von Trägern der gesetzlichen Krankenversicherung 
der Landwirte mit der landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaft und den landwirtschaftlichen Alterskassen eine Möglich- 
keit, den Krankenversicherungsschutz der Landwirte den be- 
sonderen Bedürfnissen dieses Personenkreises anzupassen, 
Leistungen von denen der landwirtschaftlichen Unfallversiche- 
rung und der Altershilfe nahtlos abzugrenzen und eine reibungs- 
lose und sparsam arbeitende Verwaltung zu garantieren. We- 
sentlich war auch der Gedanke, für den Personenkreis der selb- 
ständigen Landwirte eigenständige Selbstverwaltungskörper- 
schaften zu schaffen. Eine derartige Organisation läßt die Bil- 
dung hinreichend großer Versicherungsträger zu, in denen das 
Risiko auch in Zukunft für die selbständigen Landwirte bei 
gleichzeitiger Vermeidung einer Vermischung der Risiken von 
Arbeitnehmern und Selbständigen solidarisch getragen werden 
kann. 

Eine Einbeziehung der Landwirte und ihrer Familienange- 
hörigen in die bestehenden gesetzlichen Kassen erschien dem 
Arbeitskreis aus folgenden Gründen nicht geboten: Der Lei- 
stungsbedarf der Arbeitnehmer und der Landwirte ist unter- 
schiedlich, da der durch Arbeitsunfähigkeit bedingte Lohnausfall 
des Arbeitnehmers durch Geldleistungen auszugleichen ist, 
während im Fall einer Erkrankung des Landwirts dessen Ar- 
beitskraft ersetzt werden muß. Außerdem können die Kranken- 
kassenbeiträge der Landwirte nicht - wie diejenigen der Arbeit- 
nehmer - nach dem Arbeitsentgelt bemessen werden; sie haben 
sich vielmehr nach dem Ertragswert des Unternehmens zu rich- 
ten. Dieser Umstand kann zu ungleichen Beitragsbelastungen 
der beiden Gruppen führen und damit zur Folge haben, daß die 
eine Gruppe etwaige Defizite der anderen trägt. Die Einbezie- 
hung der Landwirte in die bestehenden Kassen würde zudem die 
paritätische Selbstverwaltung insofern beeinträchtigen, als die 
selbständigen Unternehmer zu der Gruppe der Versichertenver- 
treter zu zählen wären und damit die Selbstverwaltung der be- 
stehenden Kassen verfälscht würde. 
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15. a) Ist die Bundesregierung ebenso wie der Arbeitskreis der 
Ansicht, daß bei der Einführung einer Krankenvei Siche- 
rung auf berufsständischer Ebene lediglich diejenigen Land- 
wirte von der Versicherungspflicht befreit werden sollen, 
die bei einem privaten Krankenversicherungsunternehmen 
bereits versichert sind, und ist sie nicht der Ansicht, daß 
die Ausdehnung der Befreiung auch auf diejenigen Land- 
wirte, die bereits heute bei RVO-Krankenkassen gegen 
Krankheit versichert sind, geboten erscheint? 

b) Was spricht dagegen, den freiwillig bei RVO-Kranken- 
kassen Versicherten eine Befreiungsmöglichkeit von der 
vorgeschlagenen Pflichtversicherung einzuräumen? 

c) Ist die Schaffung einer Krankenkasse für Landwirte, wie 
sie der Arbeitskreis vorgeschlagen hat, noch sinnvoll, 
wenn die Befreiungsmöglichkeit auf die bei privaten Kran- 
kenversicherungen und RVO-Krankenkassen bereits Ver- 
sicherten ausgedehnt wird? 

Zu a) 

Die Bundesregierung ist mit dem Arbeitskreis der Ansicht, daß 
bei der Einführung einer Krankenversicherung lediglich den 
privat versicherten Landwirten das Recht auf Befreiung von der 
Versicherungspflicht eingeräumt werden sollte. 

Zu b) 

Da die Leistungsfähigkeit der Träger der Krankenversicherung 
der Landwirte sichergestellt sein muß, könnten die bei den 
Krankenkassen der Reichsversicherungsordnung Versicherten 
nicht aus dem Kreis der Versicherungspflichtigen ausgenommen 
werden. Im übrigen widerspricht es den Grundsätzen der ge- 
setzlichen Krankenversicherung, der freiwilligen Versicherung 
den Vorrang vor der Pflichtversicherung zu überlassen. 

Zu c) 

Die Antwort ergibt sich aus der Antwort zu b). 


16. Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß der Vorschlag des 
Arbeitskreises ausreicht, um einen praxisnahen Krankenver- 
sicherungsschutz zu gewährleisten, und wie soll im einzelnen, 
sofern nicht die Landkrankenkassen Aufgaben für den Ver- 
sicherungsträger übernehmen, das Krankenversicherungs- 
wesen auf Kreis- und Ortsebene organisiert werden? 


Die Bundesregierung ist dieser Ansicht. 

Dem Erfordernis ortsnaher Betreuung der Versicherten können 
die landwirtschaftlichen Krankenkassen zusammen mit den 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften und Alterskassen 
u. a. durch die Schaffung von gemeinsamen Verwaltungsstellen 
Rechnung tragen. 


17. Kann die Bundesregierung angeben, wie sich der derzeitige 
Altersaufbau der Landwirte und ihrer mithelfenden Familien- 
angehörigen darstellt, und wie wird dieser in 10 und 20 Jahren 
aussehen? 


Der Altersaufbau der Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe ist 
innerhalb der Bundesrepublik günstiger als im EWG-Bereich 
(Anteil der über 57 Jahre alten Betriebsinhaber innerhalb der 
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EWG == 55 V. H., innerhalb der Bundesrepublik nur 31 v. H.). 
Dennoch wird das Durchschnittsalter der Versicherten einer 
landwirtschaftlichen Krankenversicherung mit ca. 44 Jahren 
ungünstiger sein als das Durchschnittsalter der Versicherten der 
gesetzlichen Krankenversicherung mit 37,1 Jahren. Langfristig 
wird sich der Altersaufbau der Mitglieder der landwirtschaft- 
lichen Krankenversicherung jedoch verbessern. Bis 1980 wird 
der überproportionale Anteil der über 57 Jahre alten Betriebs- 
inhaber aus dem Erwerbsleben ausgeschieden sein. Eine volle 
Angleichung an die Altersstruktur der gesamten Erwerbs- 
bevölkerung ist allerdings bis 1980 noch nicht zu erwarten. 


Walter Arendt 
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